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Zusammenfassung

Die 1. Kammer des Zweiten Senats des Bundesverfassungsgerichts hat einer Verfassungsbeschwerde stattgegeben, die sich
gegen einen Beschluss des Sachsischen Oberverwaltungsgerichts richtet, durch den dem Beschwerdefiihrer einstweiliger
Rechtsschutz gegen die Entlassung aus dem Beamtenverhaltnis auf Widerruf kraft Gesetzes wegen endgultigen
Nichtbestehens einer Priifung im Rahmen der polizeilichen Ausbildung versagt wurde. Der angegriffene Beschluss verletzt den
Beschwerdefiihrer in seinem Grundrecht auf effektiven Rechtsschutz. Das Oberverwaltungsgericht verkennt Bedeutung und
Tragweite dieses Grundrechts, indem es sich einer Priifung der entlassungsauslésenden Priifungsentscheidung sowie der
dem Beschwerdeflhrer entstehenden Nachteile vollstandig verschliet und so dem Beschwerdeflhrer einstweiligen
Rechtksschu.tz in jedweder Form kategorisch versagt. Die Sache wurde an das Sachsische Oberverwaltungsgericht
zurlickverwiesen.

Sachverhalt

Der Beschwerdeflhrer absolvierte als Beamter auf Widerruf den Vorbereitungsdienst zum Erwerb der Laufbahnbeféhigung der
Fachrichtung Polizei. Im September 2019 teilte die Hochschule dem Beschwerdeflihrer mit, dass er die ,Kontrolliibung Pistole”
endgultig nicht bestanden habe und sein Studium mit Ablauf des Tages der schriftlichen Bekanntgabe des endgliltigen
Nichtbestehens ende. Dagegen erhob der Beschwerdeflihrer Widerspruch. Gleichzeitig ersuchte er um
verwaltungsgerichtlichen Eilrechtsschutz mit dem Hauptantrag, die Hochschule zu verpflichten, ihm unter erneuter Berufung in
das Beamtenverhaltnis auf Widerruf die Fortsetzung der Laufbahnausbildung vorlaufig zu gestatten.

Das Sachsische Oberverwaltungsgericht wies die Beschwerde gegen die ablehnende Entscheidung des Verwaltungsgerichts
Dresden mit dem hier angegriffenen Beschluss zuriick. Der Beschwerdefiihrer habe geman § 40 Abs. 1 NQ 2 Sachs keinen
Anspruch auf vorldufige Fortsetzung der Ausbildung. Nach dieser Vorschrift ist der Beamte auf Widerruf mit Ablauf des Tages
aus dem Beamtenverhaltnis entlassen, an dem ihm das endgtiltige Nichtbestehen einer vorgeschriebenen Zwischenprifung
schriftlich bekannt gegeben wird. Auf die RechtmaBigkeit beziehungsweise Bestandskraft der zugrundeliegenden
Prufungsentscheidung komme es fir die Beendigung des Beamtenverhéltnisses nicht an. Daher seien auch die
Erfolgsaussichten der prifungsrechtlichen Hauptsache und die dem Beschwerdeflihrer entstehenden Nachteile im Rahmen
des einstweiligen Rechtsschutzverfahrens irrelevant. Die Laufbahnausbildung kénne deshalb weder innerhalb noch auBerhalb
eines Beamtenverhaltnisses auf Widerruf vorlaufig fortgesetzt werden.

Externe Links:

» BVerfG, Pressemitteilung N@ 52/2020 vom 23.06.2020
» BVerfG, Beschluss (Volltext)

Schlagworter

Baden-Wirttemberg Recht
diesen Inhalt herunterladen: PDF

bdk.de Seite 1


https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/DE/2020/bvg20-052.html
https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/2020/06/rk20200609_2bvr046920.html
http://217.113.45.228:8081/bdk/@@search?Subject%3Alist=Baden-W%C3%BCrttemberg
http://217.113.45.228:8081/bdk/@@search?Subject%3Alist=Baden-W%C3%BCrttemberg
http://217.113.45.228:8081/bdk/@@search?Subject%3Alist=Recht
http://217.113.45.228:8081/bdk/@@search?Subject%3Alist=Recht
http://217.113.45.228:8081/bdk/der-bdk/was-wir-tun/aktuelles/bverfg-zum-einstweiligen-rechtsschutz-gegen-entlassung-aus-widerrufsbeamtenverhaeltnis-kraft-gesetzes/aspdf

	BVerfG zum einstweiligen Rechtsschutz gegen Entlassung aus Widerrufsbeamtenverhältnis kraft Gesetzes

